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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(17. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/4255 — 


zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Liesel Hartenstein, 

Harald B. Schäfer (Offenburg), Klaus Lennartz, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksachen 12/1224, 12/2490 — 


Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Sonderabfällen 


A. Problem 

Mit dem Entschließungsantrag soll die Bundesregierung aufgefor- 
dert werden, eine Reihe von näher bezeichneten Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Sonderabfällen zu 
ergreifen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Entschließungsantrags. 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, die Bundesregie- 
rung sei bereits vor dem Antrag in erforderlichem Umfang tätig 
geworden. Die notwendigen Maßnahmen würden weitergeführt. 
Die wesentlichen Forderungen des Antrags seien erfüllt. Der 
Antrag könne somit abgewiesen werden. 


Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 



Drucksache 12/7404 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Drucksache 12/4255 — abzulehnen. 
Bonn, den 13. April 1994 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Wolfgang von Geldern Steffen Kampeter 

Vorsitzender Berichterstatter 

Dr. Liesel Hartenstein 

Berichterstatterinnen 


Birgit Homburger 
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Bericht der Abgeordneten Steffen Kampeter, Dr. Liesel Hartenstein 
und Birgit Homburger 


1. Der Entschließungsantrag auf Drucksache 12/4255 
wurde in der 137. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 4, Februar 1993 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit und zur Mitberatung 
an den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sitzung 
am 10. November 1993 mehrheitlich die Ableh- 
nung des Entschließungsantrags empfohlen; die- 
sen Beschluß faßte er mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Fraktion der SPD bei Abwesenheit der 
Gruppen der PDS/Linke Liste und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN. 

2. Der Antrag stellt fest, die Sonderabfallproblematik 
habe sich noch nicht entspannt. Neben dem reinen 
Mengenproblem nähmen die Schadstoffgehalte 
über die Produkte in den Abfällen ständig zu. Im 
Bereich der Vermeidung, Verwertung und Beseiti- 
gung von Sonderabfällen müßten dringend Ver- 
besserungen vorgenommen werden. 

Die Bundesregierung soll daher u. a. aufgefordert 
werden, klare Prioritäten zur Vermeidung von 
Sonderabfällen zu setzen, die Entwicklung von 
Verwertungstechnologien voranzutreiben, die Ver- 
mischung von Sonderabfällen durch Umdeklara- 
tion zu Wirtschaftsgut zu unterbinden und den 
Export von Sonderabfällen außerhalb des EG- 


Raumes zu verbieten. Zur Durchsetzung von Ver- 
meidungsstrategien für Sonderabfälle und zur 
Schadstoffminimierung sollen von der Bundesre- 
gierung eine Reihe von näher bezeichneten Maß- 
nahmen ergriffen werden. 

3. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat den Entschließungsantrag mehr- 
fach zusammen mit dem Entwurf des Gesetzes zur 
Vermeidung von Rückständen, Verwertung von 
Sekundärrohstoffen und Entsorgung von Abfällen 
— zuletzt auf seiner 73. Sitzung am 13. April 1994 — 
beraten. 

Von seiten der antragstellenden Fraktion der SPD 
wurde festgestellt, die wesentlichen Forderungen 
seien auch nach Verabschiedung des Kreislauf- 
wirtschafts- und Abfallgesetzes noch gültig. Inso- 
fern bestehe man auf dem Antrag. 

Von seiten der Koalitionsfraktionen wurde demge- 
genüber zum Ausruck gebracht, die Bundesregie- 
rung habe die erforderlichen Maßnahmen in die- 
sem Bereich entweder bereits durchgeführt oder 
auf den Weg gebracht. Insofern erübrige sich eine 
zusätzliche Aufforderung des Deutschen Bundes- 
tages an die Bundesregierung. 

Der Ausschuß beschloß mehrheitlich, dem Deut- 
schen Bundestag die Ablehnung des Entschlie- 
ßungsantrags zu empfehlen. 


Bonn, den 13. April 1994 

Steffen Kampeter Dr. Liesel Hartenstein Birgit Homburger 

Berichterstatter Berichterstatterinnen 
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